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Vorwort

Dieser	Leitfaden	soll	einen	ersten	Einstieg	in	das	Bauordnungsrecht	desFreistaats	Bayern	ermöglichen	und	den	Zugang	zu	den	sich	inAusbildung,	Prüfung	und	Praxis	am	häu�igsten	stellenden	Rechtsfragenermöglichen.	Die	vor	dem	Hintergrund	dieser	Zielsetzung	zu	treffendeAuswahl	an	Themen	und	Problemen	führte	zu	einer	Konzentration	aufdie	wesentlichen	Grundzüge	des	Verfahrensrechts	und	derbauaufsichtlichen	Befugnisse,	im	materiellen	Recht	zu	einerBeschränkung	auf	die	Darstellung	von	Grundlagen	und	einzelnerpraktisch	besonders	bedeutsamer	Teilbereiche.	Über	die	engerenGrenzen	des	Bauordnungsrechts	hinausgreifend	sind	zusätzlich	dieGrundfragen	des	Rechtsschutzes	für	Bauherrn,	Nachbarn	undGemeinden	einbezogen,	und	zwar	unter	Einschluss	der	Grundzüge	desmateriellen	bauplanungsrechtlichen	Drittschutzes.	Bei	alledem	habeich	auch	versucht,	meine	Erfahrungen	der	letzten	zwei	Jahrzehnte	alsPrüfer	in	den	beiden	juristischen	Staatsexamina	ein�ließen	zu	lassen.Die	Darstellung	orientiert	sich	in	erster	Linie	an	derhöchstrichterlichen	Judikatur	und	an	der	Rechtsprechung	desBayerischen	Verwaltungsgerichtshofs.	Soweit	es	daran	fehlt	oderländerübergreifend	vergleichbare	bauordnungsrechtlicheFragestellungen	vorliegen,	namentlich,	wenn	sie	kontroversbeantwortet	werden,	ist	auch	die	obergerichtliche	Rechtsprechung	deranderen	Länder	berücksichtigt	worden.	Demgegenüber	tritt	dieAuseinandersetzung	mit	der	Literatur	zurück,	die	nur	punktuell	undüberwiegend	für	vertiefende	Hinweise	herangezogen	wird.Das	Buch	ist	auf	dem	Stand	von	Ende	Januar	2013.	Einzelheiten	sindnoch	bis	Ende	Juni	2013	nachgetragen.Flintsbach	am	Inn,	im	Juni	2013 Henning	Jäde
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1. Kapitel Grundlagen

I. Begriff des Bauordnungsrechts

1. Allgemeines
1Das	Bauordnungsrecht	ist	Teil	des	öffentlichen Baurechts,	zu	demneben	ihm	noch	das	Bauplanungsrecht	(BauGB,	BauNVO)	gehört.Faustregelartig	wird	zwischen	Bauplanungs-	und	Bauordnungsrechtdanach	unterschieden,	dass	das	Bauplanungsrecht	darüber	entscheide,ob,	während	das	Bauordnungsrecht	regele,	wie	gebaut	werden	darf.Daran	ist	sicher	richtig,	dass	das	Bauplanungsrecht	vor	allem	diegroßen	städtebaulichen	Linien	in	den	Blick	nimmt,	während	dasBauordnungsrecht	auch	viele	eher	technische	Details	regelt.	Ganz	soeinfach	liegen	die	Dinge	freilich	nicht.	Das	zeigt	schon	ein	Blick	in	denKatalog	möglicher	Regelungsgegenstände	von	Bebauungsplänen	in	§	9Abs.	1	BauGB,	deren	potenzielle	Detailverliebtheit	hinter	derjenigen	desBauordnungsrechts	–	zumal	örtlicher	Bauvorschriften	nach	Art.	81	Abs.1	Nr.	1	BayBO	(Gestaltungssatzungen)	–	keineswegs	zurückbleibt.	Auchüberlagern	und	überlappen	sich	diese	Regelungsgenstände	vielfältig.
2Die	Ursache	für	diese	Abgrenzungsschwierigkeiten	liegt	darin,	dasses	eine	Trennung	der	Gesetzgebungszuständigkeiten	zwischen	dembundesrechtlichen	Bauplanungs-	und	dem	landesrechtlichenBauordnungsrecht	erst	seit	dem	Erlass	des	Grundgesetzes	im	Jahr	1949auf	der	Grundlage	der	Zuweisung	des	Bodenrechts	zurkonkurrierenden	Gesetzgebungszuständigkeit	des	Bundes	in	Art.	74Abs.	1	Nr.	18	GG	gibt;	eine	Restkompetenz	für	einebauordnungsrechtliche	Gesetzgebung	im	Bereich	des	Wohnungsbaushat	der	Bund	erst	im	Zuge	der	Föderalismusreform	aufgegeben.Maßgeblich	ist	nach	Auffassung	des	BVerwG	die	gesetzgeberische



Zielsetzung,	nicht	der	Regelungsgegenstand.1	Was	unter	Wahrung	derKompetenzgrenzen	jeweils	zum	bundesrechtlichen	Bauplanungsrechteinerseits,	zum	landesrechtlichen	Bauordnungsrecht	andererseitsgehört,	lässt	sich	faustregelartig	wohl	am	besten	in	zwei	Schrittenermitteln:	(1)	Zunächst	ist	zu	fragen,	ob	eine	Regelung,	die	dasBauordnungsrecht	trifft,	auch	durch	Festsetzung	in	einemBebauungsplan	auf	der	Grundlage	des	§	9	Abs.	1	BauGB	getroffenwerden	könnte.2	(2)	Ist	dies	der	Fall,	begründet	dies	gewissermaßeneine	Vermutung	dafür,	dass	die	Regelung	kompetenzgerecht	demBundesrecht	zugehört	und	nicht	durch	landesrechtlichesBauordnungsrecht	getroffen	werden	darf,	es	sei	denn,	es	handelte	sichum	eine	herkömmlich	dem	Bauordnungs-	im	Sinne	desBaupolizeirechts	(als	eines	Teils	des	materiellen	Sicherheitsrechts)zugewiesene	Materie.3
2. Bayerische Bauordnung
3Zentrale	Rechtsvorschrift	des	bayerischen	Bauordnungsrechts	ist	die
Bayerische Bauordnung (BayBO)4	als	Landesgesetz.
3. Rechtsverordnungen
4Auf	ihrer	Grundlage	(Art.	15	Abs.	4,	Abs.	5	und	6,	Art.	19	Abs.	2,	Art.	47Abs.	2	Satz	1,	Art.	53	Abs.	2	Satz	1,	Art.	80	BayBO)	ist	eine	Reihe	von
Rechtsverordnungen	erlassen	worden,	die	ebenfalls	zumBauordnungsrecht	gehören,	nämlichdie	Verordnung	über	Bauvorlagen	und	bauaufsichtliche	Anzeigen(Bauvorlagenverordnung	–	BauVorlV)5,	auf	deren	§	1	Abs.	3	dieverbindlich	eingeführten	Vordrucke	für	die	bauaufsichtlichenVerfahren6	beruhen,die	Verordnung	über	die	Prü�ingenieure,	Prüfämter	undPrüfsachverständigen	im	Bauwesen	(PrüfVBau)7,



die	Verordnung	über	den	Erwerb	der	Zusatzquali�ikation	zurErstellung	der	bautechnischen	Nachweise	im	Sinne	des	Art.	62	derBayerischen	Bauordnung	(Zusatzquali�ikationsverordnungBau	–ZQualVBau)8,der	Zweite,	Dritte	und	Fünfte	Abschnitt	derZuständigkeitsverordnung	im	Bauwesen	(ZustVBau)9,die	Verordnung	über	Prüfungen	von	sicherheitstechnischen	Anlagenund	Einrichtungen	(Sicherheitsanlagen-Prüfverordnung	–	SPrüfV)10,die	Verordnung	über	den	Bau	und	Betrieb	von	Garagen	sowie	überdie	Zahl	der	notwendigen	Stellplätze	(GaStellV)11,die	Verordnung	über	den	Bau	und	Betrieb	von	Versammlungsstätten(Versammlungsstättenverordnung	–	VStättV)12,die	Feuerungsverordnung	(FeuV)13,die	Verordnung	über	den	Bau	und	Betrieb	von	Verkaufsstätten(Verkaufsstättenverordnung	–	VkV)14,die	Verordnung	über	den	Bau	von	Betriebsräumen	für	elektrischeAnlagen	(EltBauV)15,die	Verordnung	über	den	Bau	und	Betrieb	vonBeherbergungsstätten	(Beherbergungsstättenverordnung	–BStättV)16,die	Verordnung	über	bauordnungsrechtliche	Regelungen	fürBauprodukte	und	Bauarten	(Bauprodukte-	und	Bauartenverordnung–	BauPAV)17	und§	7	der	Verordnung	zur	Regelung	der	Zuständigkeiten	und	zurDurchführung	der	Verordnung	über	energiesparendenWärmeschutz	und	energiesparende	Anlagentechnik	bei	Gebäuden(Zuständigkeits-	und	Durchführungsverordnung	EnEV	–	ZVEnEV)18.
5Mit	Ausnahme	der	ZVEnEV	werden	alle	diese	Rechtsverordnungen	vomStaatsministerium	des	Innern	als	dem	für	das	Bauordnungsrechtzuständigen	Ressort	erlassen.	Zustimmungsvorbehalte	des	Landtagsbestehen	seit	2008	nicht	mehr.
6



Die	Vielzahl	der	Rechtsverordnungen	erweckt	auf	den	ersten	Blick	denAnschein	einer	unübersichtlichen	Zersplitterung	der	einheitlichenMaterie	Bauordnungsrecht.	Eine	solche	Kritik	wäre	aber	in	der	Sachenicht	gerechtfertigt.	Die	BayBO	regelt,	was	aufgrund	desrechtsstaatlichen	Gesetzesvorbehalts	durch	den	parlamentarischenGesetzgeber	entschieden	werden	muss;	daneben	kann	derVerordnungsgeber	�lexibler	auf	aktuelle	Notwendigkeiten	reagieren.	ImÜbrigen	steht	die	BayBO	zu	den	auf	ihrer	Grundlage	erlassenenRechtsverordnungen	–	vor	allem	zu	den	Sonderbauverordnungen(VStättV,	VkV,	BStättV)	–	gleichsam	im	Verhältnis	eines	AllgemeinenTeils	des	Bauordnungsrechts	zu	einer	Reihe	Besonderer	Teile.	In	derBayBO	wird	gewissermaßen	vor	die	Klammer	gezogen,	wasgrundsätzlich	jeder	braucht,	der	mit	dem	Bauordnungsrecht	umgeht,während	sich	die	auf	ihrer	Grundlage	erlassenen	Rechtsverordnungenweitgehend	mit	spezielleren	Fragen	beschäftigen.	Alle	dieseRechtsvorschriften	in	der	BayBO	selbst	zusammenzufassen,	würdederen	praktische	Handhabbarkeit	nicht	verbessern.	Ähnliches	gilt	imVerhältnis	der	bauordnungsrechtlichen	Rechtsverordnungenuntereinander:	Hier	differenziert	Bayern	grundsätzlich	nachunterschiedlichen	Anlagen	–	wie	Versammlungs-,	Verkaufs-	undBeherbergungsstätten.19	Schon	dabei	zeigt	sich	aber,	dass	etwa	dieVStättV	eine	solche	weitgespannte	Vielfalt	verschiedener	Anlagentypen–	vom	Pfarrgemeindesaal	bis	zur	Allianz-Arena	–	abdecken	muss,	dasssie	nicht	immer	allen	Einzelfällen	ohne	Weiteres	gleichermaßen	gerechtwerden	kann.	Auch	hier	zieht	die	Natur	der	Sache	einer	Konzentrationder	Rechtssetzung	Grenzen.
4. Örtliche Bauvorschriften
7Handelt	es	sich	bei	den	aufgrund	der	BayBO	erlassenRechtsverordnungen	um	staatliches	Recht,	stellen	die	aufgrund	Art.	81Abs.	1	BayBO	selbstständig	oder	als	Bestandteile	von	Bebauungsplänen(Art.	81	Abs.	2	Satz	1	BayBO	i.	V.	m.	§	9	Abs.	4	BauGB)	erlassenen
örtlichen Bauvorschriften gemeindliche Satzungen	dar,	die	–	wieArt.	81	Abs.	1	BayBO	klarstellend20	regelt	–	im	eigenen	Wirkungskreis



ergehen.	Die	Materien,	deren	Regelung	durch	örtliche	Bauvorschriftendie	BayBO	den	Gemeinden	ermöglicht,	stehen	außerhalb	dessicherheitsrechtlichen	Kerns	des	Bauordnungsrechts	und	betreffenFragen	der	gemeindlichen	Selbstgestaltung,	bei	denen	sich	eine	nachMaßgabe	der	örtlichen	Besonderheiten	differenzierte	Rechtssetzunganbietet,	die	ebenfalls	nicht	als	Rechtszersplitterung	missverstandenwerden	darf,	sondern	als	eine	Öffnung	gegenüber	der	regionalen	undlokalen	Vielfalt	des	Flächenstaats	Bayern.
8Vor	diesem	Hintergrund	stehen	die	örtlichen	Bauvorschriften	materiellder	Bauleitplanung	besonders	nahe,	deren	städtebaulicheRechtfertigung,	die	Erforderlichkeit	i.	S.	d.	§	1	Abs.	3	Satz	1	BauGB	sichebenfalls	aus	den	Besonderheiten	der	konkreten	örtlichen	Situationspeist.	Die	bereits	angedeuteten	Abgrenzungsschwierigkeiten	zum	undKompetenzkon�likte	mit	dem	Bauplanungsrecht	stellen	sich	hierbesonders	prekär.21	Zwar	besteht	sicherlich	Einigkeit	darüber,	dassörtliche	Bauvorschriften	nicht	im	Gewand	des	Bauordnungsrechtsboden-	und	damit	materiell	bauplanungsrechtliche	Regelungen	treffendürfen.22	Über	Einzelfälle23	lässt	sich	indessen	streiten.
9Nicht	zu	den	örtlichen	Bauvorschriften	gehören	die	Satzungen	nach	Art.6	Abs.	7	BayBO.	Das	ergibt	sich	daraus,	dass	die	Vorschrift	ausdrücklichdazu	ermächtigt,	diese	Satzungen	auch	nach	Art.	81	Abs.	2	BayBO	(i.	V.m.	§	9	Abs.	4	BauGB)	durch	Bebauungsplan	zu	erlassen.	Das	wäre	nichterforderlich	gewesen,	wenn	es	sich	dabei	um	örtliche	Bauvorschriftenhandelte.
5. Technische Baubestimmungen
10Nach	Art.	3	Abs.	2	Satz	1	BayBO	sind	die	vom	Staatsministerium	desInnern24	durch	öffentliche	Bekanntmachung25	als	TechnischeBaubestimmung	eingeführten	technischen	Regeln	zu	beachten.	DieRechtsnatur	der	Technischen	Baubestimmungen	ist	unklar.26



Rechtsverordnungen	können	sie	nicht	sein,	weil	es	an	der	dafürerforderlichen,	hinreichend	präzisierten	Ermächtigungsgrundlage	fehlt.Sie	als	nur	norminterpretierende	Verwaltungsvorschriften	ohneverbindliche	Außenwirkung	einzuordnen,	wird	dem	Gesetzeswortlautnicht	gerecht,	der	einen	allgemeinen	Geltungsanspruch	(„...	sind	zubeachten“)	ausdrückt.	Da	mittels	der	Technischen	Baubestimmungendie	in	unbestimmten	Rechtsbegriffen	enthaltenen	materiellenGrundanforderungen	des	Bauordnungsrechts	näher	ausgestaltetwerden,	liegt	eine	Einordnung	als	normkonkretisierende
Verwaltungsvorschriften27	nahe,	die	eine	ähnliche	Rechtswirkungentfalten	wie	eine	Rechtsverordnung	(auch	gegenüber	Gerichten),welche	erst	endet,	wenn	sie	durch	Erkenntnisfortschritte	inWissenschaft	und	Technik	überholt	wird.28
11Den	Technischen	Baubestimmungen	stehen	die	technischen	Regeln	der
Bauregelliste A	(Art.	15	Abs.	2	Satz	1	BayBO)	gleich	(Satz	2).
6. Verwaltungsvorschriften
12Neben	den	Technischen	Baubestimmungen	als	normkonkretisierendenVerwaltungsvorschriften	gibt	es	auch	„einfache“Verwaltungsvorschriften,	die	keine	unmittelbare	Außenwirkungentfalten,	sondern	unmittelbar	nur	verwaltungsintern	wirken.	Dazugehören	die	Hochhausrichtlinie29	und	die	Richtlinie	über	den	Bau	undBetrieb	�liegender	Bauten30.	Sie	steuern	das	der	Bauaufsichtsbehördebei	nicht	durch	eine	Sonderbauverordnung	–	also	durch	Rechtsnorm	–geregelten	und	vertypten	Sonderbauten	(vgl.	hier	Art.	2	Abs.	4	Nr.	1BayBO:	Hochhäuser,	Nr.	17:	�liegende	Bauten)	durch	Art.	54	Abs.	3	Satz1	BayBO	eingeräumte	Ermessen.	Nur	auf	diese	Weise	kommt	ihnenmittelbare	Außenwirkung	zu.
II. Anwendungsbereich



1. Grundsatz
13Die	BayBO	gilt	für	alle	baulichen	Anlagen	und	Bauprodukte	(Art.	1	Abs.1	Satz	1).	Was	eine	bauliche	Anlage	ist	oder	als	eine	solche	gilt,	ist	inArt.	2	Abs.	1	bis	3	BayBO	de�iniert.	Bauprodukte	de�iniert	Art.	2	Abs.	11BayBO	legal.	Da	Bauarten	(Art.	2	Abs.	12	BayBO)	aus	Bauproduktenbestehen,	gilt	die	BayBO	auch	für	sie.
14Ferner	gilt	die	BayBO	für	Grundstücke	sowie	für	andere	Anlagen	undEinrichtungen,	an	die	nach	ihr	oder	in	Vorschriften	auf	ihrer	GrundlageAnforderungen	gestellt	werden	(Art.	1	Abs.	1	Satz	2	BayBO).
15
Andere Anlagen	sind	z.	B.	Kinderspielplätze	(Art.	7	Abs.	2	BayBO),soweit	sie	nicht	schon	selbst	bauliche	Anlagen	darstellen.
16
Andere Einrichtungen	sind	z.	B.	Baustelleneinrichtungen	(Art.	9BayBO).
2. Ausnahmen
17Art.	1	Abs.	2	BayBO	enthält	Ausnahmen	vom	Anwendungsbereich.	DieGegenstände	dieser	Regelungen	haben	ihren	sachlichen	und	fachlichenSchwerpunkt	außerhalb	des	Bauordnungsrechts	und	unterliegenzumeist	anderen	Regelungs-	bzw.	Überwachungsregimen.
18Art.	1	Abs.	2	Nr.	1	BayBO	nimmt	aus	dem	Anwendungsbereich	derBayBO	zunächst	Anlagen des öffentlichen Verkehrs	sowie	ihreNebenanlagen	und	Nebenbetriebe	aus,	unterwirft	ihm	aber	im	Wegeder	Gegenausnahme	Gebäude	an	Flugplätzen.	Diese	Gegenausnahmehat	ihre	Ursache	darin,	dass	–	anders	als	die	straßen-	und



eisenbahnrechtliche	–	die	luftrechtliche	Planfeststellung	lediglich	überdie	bauplanungsrechtliche	Zulässigkeit	von	Hochbauten	auf	demFlugplatzgelände	entscheiden	kann	(§	8	Abs.	4	Satz	1	LuftVG)	und	dieErforderlichkeit	eines	bauaufsichtlichen	Genehmigungsverfahrens(ebenso	wie	die	Anwendbarkeit	des	materiellen	Bauordnungsrechts)durch	die	Konzentrationswirkung	der	luftrechtlichen	Planfeststellungwegen	§	9	Abs.	1	Satz	1	LuftVG	unberührt	bleibt.31	Folglich	verbleibt	einBedürfnis	nach	einem	bauaufsichtlichen	Trägerverfahren,	umöffentlich-rechtliche	Anforderungen	an	diese	Gebäude	zu„transportieren“.
19Die	Zurücknahme	des	Anwendungsbereichs	bei	den	Anlagen	desöffentlichen	Verkehrs	korrespondiert	mit	der	Sperrwirkung der
privilegierten Fachplanung	nach	§	38	Satz	1	BauGB.32	In	ihrerReichweite	gilt	das	Bauordnungsrecht	nicht,	und	zwar	auch	nichtörtliche	Bauvorschriften	nach	Art.	81	Abs.	1	BayBO.33	Jedoch	gilt	dasmaterielle	Bauordnungsrecht	und	greifen	die	bauaufsichtlichenBefugnisse	immer	dann	und	überall	dort,	wo	es	sich	um
planfeststellungsfremde Vorhaben	handelt.	Schulbeispiel	dafür	istdie	eisenbahnfremde	Werbeanlage34.	In	jüngerer	Zeit	spielen	vermehrtUmnutzungen	von	Bahnliegenschaften	ohne	vorhergehendeFreistellung	von	Betriebszwecken	nach	§	23	AEG35	zubahnbetriebsfremden	Zwecken	eine	Rolle.36	Schwierige	Fragen	werfendie	„Bahnhöfe	neuen	Typs“	auf,	die	sich	nicht	mehr	als	reineVerkehrsanlagen	verstehen,	sondern	zugleich	Laden-,Kommunikations-	und	Dienstleistungszentren	darstellen;	hier	kanninnerhalb	einer	dem	äußeren	Erscheinungsbild	einheitlichen	baulichenAnlage	eine	Trennung	zwischen	den	unterschiedlichen	Verfahrens-	undmateriell-rechtlichen	Regimen	je	nach	funktioneller	Zuordnungerforderlich	sein.37
20Unabhängig	davon,	ob	eine	Straße	planfestgestellt	ist	oder	nicht,erstreckt	sich	die	Herausnahme	aus	dem	Anwendungsbereich	derBayBO	nur	auf	die	Straße	selbst	nebst	ihren	Nebenanlagen	und


